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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg), Schröder (Lüneburg), Dr. von Bismarck, 
Franke (OsnabrUdc), de Terra, Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Wörner, Dr. Narjes, 

Pieroth und Genossen 


betr. Förderungsmaßnahmen für Gebiete, deren wirtschaftliche Entwicklung durch 
ständige Inanspruchnahme für militärische Zwecke beeinträchtigt wird 
hier: Landkreis Soltau 


Der Landkreis Soltau liegt eine knappe Autostunde von den 
Großstädten Hamburg, Bremen, Hannover und Braunschweig 
entfernt im Herzen der Lüneburger Heide. 

Ein Drittel des ca. 950 qkm großen Kreisgebietes ist militä- 
risches Übungsgelände. Es besteht im einzelnen aus: 


1. 

Truppenübungsplätzen 

12 390 

ha 

2. 

Außenfeuerstellungen 

681 

ha 

3. 

Sicherheitsbereiche 




für die Außenfeuerstellungen 

900 ha 

4. 

Soltau-Lüneburg-Gebiet 




(für Übungen der britischen und 




kanadis(iien Panzereinheiten) 

17271 

ha 


insgesamt: 

31 242 

ha 


Die Flächen 1. bis 3. sind nicht bewohnt. 

Der Landkreis Soltau trägt damit stellvertretend für die Ein- 
wohner anderer Gebiete in Deutschland einen besonders großen 
Anteil der Lasten für die Verteidigungsbereitschaft unseres 
Landes. Bundestagsentschließungen entsprechend haben alle 
Bundesregierungen Anstrengungen unternommen, um die Be- 
lastungen der Bevölkerung im Übungsgebiet zu mildern. Den- 
noch wird zum Beispiel der Ausfall der Grundsteuer für die im 
Eigentum des Bundes stehenden Flächen nicht ausgeglichen und 
ist erst in der letzten Zeit die Bewegungsfreiheit der Einwohner 
im Bereich der militärischen Übungsgebiete durch Sperrung von 
Wegen auf den Truppenübungsplätzen Munster-Nord und 
Munster-Süd erheblich eingeschränkt worden. 
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Diese Umstände haben trotz der hohen Freizeitwerte die wirt- 
schaftliche Entwicklung in einer Weise, die mit den Verhält- 
nissen des Zonenrandgebietes vergleichbar ist, beeinträchtigt. 
Es müssen deshalb wirksame Maßnahmen ergriffen werden, um 
die wirtschaftliche Entwicklung vor allem in dem unbelasteten 
Teil des Kreises entlang der durch die Bundesautobahn vorge- 
zeichneten Verkehrsachse mit dem Schwerpunkt in Soltau zu 
fördern. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß ihr für die 
Gebiete, deren wirtschaftliche Entwicklung durch die stän- 
digen Übungen eigener und verbündeter Streitkräfte und 
durch das Vorhandensein großer Truppenübungsplätze- also 
in der Zuständigkeit des Bundes liegender Maßnahmen - 
beeinträchtigt wird, eine besondere Fürsorgepflicht zu- 
kommt? 

2. Erkennt die Bundesregierung an, daß die besonderen Be- 
lastungen im Landkreis Soltau innerhalb und außerhalb des 
Soltau-Lüneburg-Gebietes verstärkte Hilfs- und Förderungs- 
maßnahmen erforderlich machen, zumal die geschilderten 
Verhältnisse sich zusätzlich zu der Darstellung im Bericht 
der Bundesregierung - Drucksache 7/401 S. 22 Ziffer A2 - 
ungünstig auswirken? 

3. Stimmt die Bundesregierung damit überein, daß die guten 
Bundesfernstraßen- und Eisenbahnverbindungen des Kreises 
Soltau günstige Voraussetzungen für Investitionsförderun- 
gen sind? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit dem Land 
Niedersachsen, das in dem von der Landesregierung im Mai 
1973 verabschiedeten Programm Niedersachsen 1985 einen 
Ausgleich für die Belastungen, denen der Landkreis Soltau 
ausgesetzt ist, nicht vorgesehen hat, zu prüfen, in welcher 
Weise die wirtschaftliche Entwicklung gefördert werden 
kann, 

a) um den Grundsatz gleicher Lebensbedingungen in der 
Bundesrepublik Deutschland wenigstens annähernd zu 
verwirklichen und 

b) um der Zielsetzung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (Steigerung der 
Wirtschaftskraft, Verbesserung der Wirtschaftsstruktur, 
Erhöhung des Gesamteinkommens der Bevölkerung, 
Schaffung neuer bzw. Sicherung bestehender Arbeits- 
plätze) zu entsprechen? 


Bonn, den 14. Juni 1973 
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